
1175 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (1020 der Beila
s.en): Abkommen zwischen der Republik, 
Osterreich und der Republik Albanien über die 
Förderung und den Schutz von Investitionen 

Das vorliegende Abkommen hat die Förderung 
un� den Schutz von Investitionen zum Gegenstand 
und regelt auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
ua. die Entschädigungspflicht bei Enteignungen, die 
Frage von Überweisungen und Formen der 
Streitbeilegung. Das Abkommen beruht auf dem 
Prinzip der Inländergleichbehandlung und der 

. Meistbegünstigung - ausgenommen Vorteile, die 
sich aus Integrationsmaßnahmen und ähnlichen 
ergeben. Auf Grund dieses Vertragsinstrumentes 
soll jede Vertragspartei in der Lage sein, die Rechte 
ihres Investors im Investitionsland sicherzustellen 
und zu vertreten, 

Das gegenständliche Abkommen ist gesetzän
dernd bzw. gesetzergänzend und bedarf daher der 
Genehmigung durch den Nationalrat gemäß Art. 50 
Abs.l B-VG. Da das Abkommen auch Angelegen
heiten regelt, die den selbständigen Wirkungsbe
reich der Länder betreffen, bedarf es gemäß Art. 50 
Abs. 1 zweiter Satz B-VG auch der Zustimmung des 
Bundesrates. 

Dipl.-Vw. Dr. Josef Lackner 

Berichterstatter 

Der Finanzausschuß hat den erwähnten Staats
vertrag in seiner Sitzung am 29, Juni 1993 in 
Verhandlung genommen. In der Debatte ergriffen 
außer dem Berichterstatter die Abgeordnete Mag. 
Dr. Madeleine P e t  r 0 v i c sowie der Staatssekretär 
im Bundesministerium für Finanzen Dr. Johannes 
D i t z das Wort. 

Bei der Abstimmung wurden mit Stimmenmehr
heit beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
de� Abschluß des gegenständliche'n Staatsvertrages 
zu genehmigen. 

Der Finanzausschuß vertritt die Auffa'ssung, daß 
die Bestimmungen des Abkommens zur unmittelba
ren Anwendung im innerstaatlichen Bereich ausrei
chend determiniert sind, sodaß sich eine Beschluß
fassung des Nationalrates gemäß Art. 50 'Abs. 2 
B-VG erübrigt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanzausschuß somit den f\ n t r a g, der N ational
rat wolle dem Abschluß des Abkommens zwischen 
der Republik Österreich und der Republik Albanien 
über die Förderung und den Schutz von Investitio-

, nen (1020 der Beilagen) die Genehmigung erteilen. 

Wien, 1993 06 29 

Dr. Ewald Nowotny 

Obmann 
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